


Textliche Festsetzungen 
gemäß § 9 (1) BauGB 
 

1. Nutzungsbeschränkungen 
 
Für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird als Art der baulichen Nutzung eine 
„Allgemeines Wohngebiet“ (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO sind Gartenbau-
betriebe und Tankstellen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  
 
 

2. Grundflächenzahl  
 
Die Grundflächenzahl beträgt gem. § 17 BauNVO GRZ 0,4. 
 
Bei der Ermittlung der Grundflächen sind gemäß § 19 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen gem. § 12 BauNVO mit ihren Zufahrten so-
wie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO mitzurechnen. Eine Überschreitung der 
Grundflächen durch Garagen und Stellplätze sowie deren Zufahrten gem. § 12 BauNVO und 
durch Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von 0,5 
ist zulässig. 
 
 

3. Zahl der Vollgeschosse 
 
Die zulässige Zahl der Vollgeschosse wird gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO auf II festge-
setzt. 
 

4. Gebäudehöhe 
 
Gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO darf im Geltungsbereich die maximale Gebäudehöhe 
9,50 m nicht überschreiten; gemessen von Oberkante gewachsenem Gelände bis Ausbau-
höhe der vorgelagerten Erschließungsstraße. 
 

5. Zahl der Wohneinheiten gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB 
Je Wohngebäude sind maximal zwei Wohneinheiten zulässig. 
 

6. Bauweise 
 
Gemäß § 22 Abs. 1 BauNVO wird die „offene Bauweise“ festgesetzt. 
 



 
 
Hinweise: 
 

1. Die Bodenversiegelung im Bereich der Baugrundstücke wird auf ein Mindestmaß be-
grenzt, das auf den versiegelten Bodenflächen anfallende Niederschlagswasser auf 
dem Grundstück versickert werden. 

 
2. Die Stadt Georgsmarienhütte befürwortet die Nutzung des Niederschlagswassers als 

Brauchwasser. Die Einleitung von Brauchwasser in die öffentliche Kanalisation ist 
anzeigepflichtig. Das gesammelte Dachflächenwasser darf nur für Zwecke verwandt 
werden, für die keine Trinkwasserqualität erforderlich ist. Auch für Kinder muss eine 
Verwechselung von Trinkwasser und Brauchwasser ausgeschlossen werden. 

 
3. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-

funde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schla-
cken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe 
Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Nds. 
Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen der unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises Osnabrück unverzüglich gemeldet werden. 

 
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Boden-
funde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nds. Denkmalschutzgesetzes bis 
zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren 
Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fort-
setzung der Arbeit gestattet. 

 
4. Mit Inkrafttreten dieser 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 141 „Brannenheide“ 

sind für die überplanten Flächen alle Festsetzungen des Ursprungsplanes Nr. 141 
„Brannenheide“ rechtsunwirksam. 
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